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Tagesordnungspunkte, die die endgültige Annahme von Rechtsakten des Rates betreffen:
Der Öffentlichkeit zugänglicher Teil des Protokolls

A-Punkte: (Liste: Dok. 10735/09 PTS A 28)

Bei der endgültigen Annahme der A-Punkte, die Rechtsetzungsakte betreffen, ist der Rat überein​gekommen, folgenden Text in das vorliegende Protokoll aufzunehmen:

7.
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 zur Einrichtung des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung

PE-CONS 3654/09 SOC 327 ECOFIN 362 FSTR 52 COMPET 269 CODEC 721

+ COR 1 (lt)

+ REV 1 (hu)

Der Rat hat die in der Stellungnahme des Europäischen Parlaments enthaltene Abänderung gegen die Stimmen der deutschen Delegation und bei Stimmenthaltung der lettischen und der britischen Delegation gebilligt und den vorgeschlagenen Rechtsakt in der so abgeänderten Fassung erlassen (Rechtsgrundlage: Artikel 159 Absatz 3 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft).
1. Erklärung der dänischen, der deutschen, der niederländischen, der österreichischen, der schwedischen und der britischen Delegation

"Wir unterstützen das Ziel des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisie​rung (EGF), der neben dem Europäischen Sozialfonds und anderen Instrumenten den Arbeitnehmern dabei helfen soll, die beschäftigungspolitischen und sozialen Folgen der Globalisierung und der derzeitigen Wirtschaftskrise zu bewältigen.
Unter Hinweis darauf, dass der EGF zur Ergänzung der Maßnahmen der Mitgliedstaaten gedacht ist, begrüßen wir den Beschluss, den Kofinanzierungssatz Ende 2011 auf 50 % zurückzubringen.
Angesichts des Ziels einer langfristigen Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen sehen wir keine Notwendigkeit für Änderungen der Mittelweisungen an den EGF im laufenden Haushaltsjahr."
2. Erklärung der lettischen Delegation

"Lettland spricht sich dafür aus, den EGF zugänglicher zu machen und betrachtet ihn als zweckmäßiges Instrument zur Bewältigung der Folgen der derzeitigen Wirtschaftskrise. Lettland hat sich jedoch bei der Annahme der Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 zur Einrichtung des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung der Stimme enthalten, weil es die (ursprünglich von der Kommission vorgeschlagene) erhebliche Erhöhung des Kofinanzierungssatzes als wichtigstes Element der Änderungen betrachtete. In einer Situation, in der die neue Verordnung zu einer nur mäßigen Erhöhung des Kofinanzierungssatzes führen wird und zugleich alle übrigen Voraussetzungen für Anträge gelockert werden, hat Lettland ernsthafte Zweifel, ob diejenigen, die wirklich am meisten auf Hilfe angewiesen sind, Unterstützung aus dem Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung erhalten werden."
3. Erklärung der Kommission zu Artikel 2 (Definition des Begriffs "Entlassungen")

"Die Kommission bestätigt, dass Entlassungen infolge einer gegenseitigen Vereinbarung im Anschluss an einen diesbezüglichen Bewerberaufruf durch einen Arbeitgeber Entlas​sungen im Sinne von Artikel 2 der EGF-Verordnung sind und in Bezug auf die Auslösung von deren Anwendung und auf die Maßnahmen bei der Zählung der Entlassungen mitge​rechnet werden können. Gleichermaßen können Arbeitnehmer, die eine Frührentenrege​lung im Anschluss an einen Bewerberaufruf durch einen Arbeitgeber akzeptieren, als ent​lassene Arbeitnehmer im Sinne von Artikel 2 der EGF-Verordnung für die Auslösung von deren Anwendung und (gegebenenfalls) für die Maßnahmen mitgerechnet werden."
4. Erklärung der Kommission zu Artikel 2 Buchstabe b (NUTS-II-Regionen)

"In Fällen, in denen ein Mitgliedstaat einen EGF-Antrag nach Artikel 2 Buchstabe b stellt und weitere Entlassungen in einer anderen Region auf NUTS-II-Niveau des gleichen Mit​gliedstaats aus dem gleichen Grund und im gleichen Zeitraum in der gleichen NACE-2-Abteilung erfolgt sind, ist die Kommission der Auffassung, dass ein Antrag auf EGF-Unterstützung für die letztgenannten Arbeitnehmer gemäß Artikel 2 Buchstabe c unter Anführung außergewöhnlicher Umstände gestellt werden kann."
5. Erklärung der Kommission zu Artikel 2 Buchstabe c und Artikel 12 Absatz 6 (kleine Arbeitsmärkte oder außergewöhnliche Umstände)
"Die Kommission ist der Auffassung, dass mit Artikel 12 Absatz 6 der EGF-Verordnung sichergestellt wird, dass während des gesamten Jahres genügend Finanzmittel für neue Anträge vorhanden sein werden und dass Artikel 2 Buchstabe c es ermöglicht, auf Fälle einzugehen, die auf kleinen Arbeitsmärkten oder unter außergewöhnlichen Umständen eintreten. Die Kommission erinnert zudem daran, dass die Anträge in der Reihenfolge ihres Eingangs bearbeitet werden und dass jeder Antrag innerhalb seines eigenen zeit​lichen Rahmens und unter Berücksichtigung seiner Besonderheiten behandelt wird. Die Kommission bestätigt, dass sie den EGF auch weiterhin in einer Weise verwalten wird, die gewährleistet, dass alle Anträge gleich und fair gemäß der Verordnung behandelt werden."
6. Erklärung der Kommission zu Artikel 11 Absatz 2 (Pauschalbeträge)

"Die Kommission bestätigt, dass der vorgeschlagene Wortlaut von Artikel 11 Absatz 2 der im Falle der Strukturfonds verwendeten Formulierung entspricht und dass die Auskünfte, was die Anwendung dieses Wortlauts anbelangt, die im Hinblick auf die Verwendung in den Strukturfonds erteilt worden sind, auch für den EGF gelten."
7. Erklärung der maltesischen Delegation

"Malta begrüßt und unterstützt die Ausweitung des Anwendungsbereichs des Europäi​schen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung (EGF), um den Arbeitnehmern zu helfen, die von der derzeitigen Wirtschaftskrise betroffen sind. 

Malta verweist jedoch erneut auf seine Bedenken, dass die Senkung des allgemeinen Schwellenwerts für die Zuschussfähigkeit auf 500 Entlassungen zu Situationen führen könnte, in denen eine größere Krise in einem kleinen Mitgliedstaat auf die gleiche Weise behandelt würde wie ein verhältnismäßig kleineres Problem in einem großen Mitglied​staat. Darüber hinaus könnte die Senkung des Schwellenwerts zu einer großen Zahl von Anträgen führen, wodurch die Finanzressourcen des Fonds unter erheblichen Druck gera​ten könnten. Malta betont erneut, dass sichergestellt sein muss, dass ausreichende Finanz​mittel für Anträge aus kleinen Mitgliedstaaten zur Verfügung stehen, falls es dort zu Ent​lassungen kommt, die zu einer schwerwiegenden Störung des Wirtschaftsgeschehens führen. 
Malta ist der Auffassung, dass eine Erhöhung des Kofinanzierungssatzes unter den derzeitigen wirt​schaftlichen Umständen der bessere Weg gewesen wäre."
_____________________







�	Der im vorliegenden Addendum enthaltene Teil des Protokolls des Rates unterliegt nicht der Geheimhaltung und wird der Öffentlichkeit zugänglich gemacht.
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